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6. Politische Partizipation: 
unterschriftenaktionen, Demonstrationen, 
Bürgerinitiativen und politische Ämter
Julia Simonson & Claudia Vogel 
Kernaussagen
Bürgerinnen und Bürger nehmen in vielfältiger weise am politischen leben teil.	Über	den	gesam-
ten	bisherigen	Lebenslauf	betrachtet	sind	verbreitete	Formen	der	politischen	Partizipation:	die	Teil-
nahme	 an	 Unterschriftensammlungen	 (43,4	 Prozent),	 an	 Demonstrationen	 (32,2	 Prozent)	 und	 an	
Bürger	initiativen	 (22,5	Prozent)	 sowie	die	Übernahme	von	politischen	Ämtern	oder	anderweitiger	
politischer	Verantwortung	(8,7	Prozent).
Frauen beteiligen sich bei allen politischen Partizipationsformen zu geringeren anteilen als Män­
ner.	Dieser	Geschlechterunterschied	ist	bei	der	Teilnahme	an	Demonstrationen	und	bei	der	Übernah-
me	politischer	Ämter	besonders	ausgeprägt.
Die altersgruppe der 50­ bis 64­Jährigen hat die höchsten Beteiligungsquoten an unterschriften­
sammlungen, Demonstrationen und Bürgerinitiativen.	 Zudem	 haben	 11,7	 Prozent	 dieser	 Alters-
gruppe	und	12,8	Prozent	der	Personen	im	Alter	von	65	und	mehr	Jahren	schon	einmal	ein	politisches	
Amt	ausgeübt	oder	anderweitig	politische	Verantwortung	übernommen.	Die	entsprechenden	Anteile	
bei den jüngeren Altersgruppen sind deutlich geringer .
alle Partizipationsformen sind bei Personen mit hoher schulbildung weiter verbreitet als bei Perso­
nen mit mittlerer oder niedriger schulbildung.	Während	beispielsweise	mehr	als	die	Hälfte	der	Per-
sonen	mit	hoher	Bildung	schon	einmal	an	einer	Bürgerinitiative	beteiligt	war,	hat	sich	von	den	Perso-
nen	mit	niedriger	Bildung	nur	etwa	jede	beziehungsweise	jeder	Vierte	schon	einmal	daran	beteiligt.	
Betrachtet man die vier Partizipationsformen gemeinsam, zeigt sich, dass sich insgesamt 58,2 Pro­
zent aller in Deutschland lebenden Personen im alter ab 14 Jahren auf mindestens eine art und 




Politische Partizipation ist ein Grundbestandteil 
der Demokratie, für die zumindest ein minima-
les Niveau der Partizipation der Bürgerinnen 
und Bürger existenziell ist. „Wer Demokratie 
sagt, meint Partizipation“ (van Deth 2009: 6). In 
demokratischen Systemen haben die Bürgerin-
nen und Bürger das Recht, aktiv am politischen 
Leben teilzunehmen (Gabriel 2014). Politische 
Partizipation bezeichnet dabei alle freiwilligen 
Aktivitäten, mit denen Bürgerinnen und Bürger 
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außerhalb ihres Berufes versuchen, Einfluss auf 
politische Entscheidungen zu nehmen oder an 
diesen mitzuwirken (Gabriel 2014: 28). Aus de-
mokratietheoretischer Sicht liegt die Hauptmo-
tivation für politische Partizipation also im Ge-
staltungswillen (Roth 2011). Die Einflussnahme 
der Bürgerinnen und Bürger kann dabei sehr un-
terschiedlich ausgestaltet sein, es kann sich um 
punktuelle Einzelaktivitäten oder um dauerhafte 
politische Partizipation handeln. Neben institu-
tionellen Formen der Beteiligung, wie der Teil-
nahme an Wahlen oder der Mitarbeit in Parteien 
können Bürgerinnen und Bürger auch nicht-ins-
titutionalisierte Formen der Beteiligung wie Un-
terschriftensammlungen, Demonstrationen und 
Bürgerinitiativen nutzen (Weßels 2013). In der 
Regel berufen sich auch Personen, die nicht-in-
stitutionalisierte Partizipationsformen ausüben, 
auf verfassungsmäßig garantierte politische 
Mitwirkungsrechte wie die Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit (Roth 2011). 
Nach Kersting lassen sich vier Arten der po-
litischen Beteiligung unterscheiden: Wahlen als 
Form der repräsentativen Demokratie, Volks-
entscheide und Bürgerinitiativen als Form der 
direkten Demokratie, Demonstrationen und 
Unterschriftenaktionen als demonstrative De-
mokratie sowie moderne Beiräte als deliberative, 
also beratende, Demokratie. Letzteres bedeutet, 
dass Bürgerinnen und Bürger an politischen 
Planungs- und Entscheidungsprozessen betei-
ligt werden, indem sie zum Zwecke der öffentli-
chen Beratung und Konsensfindung konsultiert 
werden und so an Entscheidungen mitwirken 
(Kersting 2013). Durch die frühzeitige Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger soll sich die 
Akzeptanz der Entscheidungen zu bestimmten 
öffentlichen Vorhaben erhöhen. Neue technische 
Möglichkeiten durch die Nutzung des Inter-
nets machen nicht nur die Durchführung einer 
 Online-Petition, sondern auch die direkte Bür-
gerbeteiligung deutlich einfacher, wie zahlreiche 
Internetplattformen veranschaulichen. Solche 
Bürgerbeteiligungsplattformen lassen sich in 
fast allen Kommunen Deutschlands ebenso 
finden wie zahlreiche Beispiele für aktuelle Be-
teiligungsprozesse: Stellvertretend seien hier die 
Bürgerbeteiligung zum Innenstadtverkehrskon-
zept Potsdam1, zum Energiekonzept der Landes-
hauptstadt Stuttgart2 und zum Spielplatz Riemer 
Feld in München3 genannt. Die Ausweitung der 
Instrumente im Bereich der deliberativen Demo-
kratie kann zum Anstieg des freiwilligen Engage-
ments in Deutschland beitragen (siehe Kapitel 3). 
In diesem Kapitel wird der Frage nachgegan-
gen, wer sich in Deutschland in unterschiedlichen 
Partizipationsformen politisch beteiligt. Konkret 
betrachten wir vier verschiedene Formen der 
politischen Partizipation: Die Teilnahme an Un-
terschriftensammlungen oder Online-Petitionen 
betrachten wir ebenso wie die Beteiligung an 
Demonstrationen, die beide der demonstrativen 
Demokratie sowie den nicht-institutionalisierten 
Formen zuzurechnen sind. Zudem betrachten 
wir die Bürgerinitiativen als Form der direkten 
Demokratie, wobei Bürgerinitiativen wieder-
um vielfältig ausgestaltet sein können, und es 
sich bei dem Begriff sowohl um eine Selbst- als 
auch um eine Fremdbezeichnung handeln kann 
(Wagner 2013). Im Falle, dass Bürgerinitiativen 
auch in die politischen Planungsprozesse ein-
bezogen werden, können sie teils auch als Form 
der deliberativen Demokratie betrachtet werden, 
und sie zählen ebenfalls zu den nicht-instituti-
onalisierten Formen. Diese Formen zeichnen 
sich mehrheitlich durch einen vergleichsweise 
eher geringen Verpflichtungsgrad aus, vielleicht 
mit Ausnahme der in diesen Feldern freiwillig 
engagierten Organisatoren und Initiativgeber. 
Anschließend betrachten wir die Übernahme 
eines politischen Amtes oder einer sonstigen 
politischen Verpflichtung als institutionalisierte 
Form der Partizipation, die zumindest im Fall 
des Wahlamtes der direkten Demokratie zuzu-
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Partizipation wie Bürgerinitiativen galten lange 
Zeit als ‚unkonventionelle‘ Möglichkeiten sich 
einzubringen, seit den 1970er Jahren haben sie 
sich im Zuge der ‚partizipatorischen Revolution‘ 
jedoch weitgehend etabliert (Weßels 2013). 
Politische Themen, welche die Menschen 
bewegen, werden heute meist durch verschie-
dene Partizipationsmöglichkeiten begleitet. Am 
Beispiel der geplanten Bebauung des Tempel-
hofer Feldes in Berlin lässt sich dies verdeutli-
chen: Es wurden Unterschriften gesammelt und 
ein Volksentscheid erzwungen, es gab mehrere 
Demonstrationen und Aktionen auf dem Tem-
pelhofer Feld, um auf die Positionen der ver-
schiedenen Beteiligten aufmerksam zu machen, 
es wurden Bürgerinitiativen wie der Verein ‚De-
mokratische Initiative 100% Tempelhofer Feld‘ 4 
gegründet. Politische Amtsträger sowohl in der 
Bezirksverwaltung als auch in der Senatsverwal-
tung, aber auch in den Vereinen und Aktions-
bündnissen sind bis heute in die weitere Planung 
für das Tempelhofer Feld involviert. Zudem 
werden die Bürgerinnen und Bürger über die 
Öffentlichkeitsbeteiligung in die weitere Planung 
eingebunden.5
Manche der in diesem Kapitel untersuchten 
politischen Aktivitäten fallen unter die Definiti-
on des freiwilligen Engagements, etwa wenn es 
sich um die unentgeltliche Übernahme eines po-
litischen Amtes handelt (siehe Kapitel 1). Andere 
lassen sich dem weiter gefassten Konzept des 
zivilgesellschaftlichen Handelns zuordnen, wel-
ches sich durch ein Mitmachen außerhalb von 
Beruf und Familie auszeichnet. Eine Meinungs-
äußerung oder eine Interessenvertretung wie das 
Unterschreiben einer Petition oder das Demons-
trieren sind ebenso als zivilgesellschaftliches 
Handeln zu verstehen wie etwa die informelle 
Unterstützung von Nachbarinnen und Nachbarn 
(siehe Kapitel 9). Die manchmal etwas unscharfe 
Trennlinie zwischen freiwilligem Engagement 




Handelns kann am Beispiel der Bürgerinitiative 
aufgezeigt werden. Eine Initiative braucht Per-
sonen, die diese organisieren und das Vorha-
ben voranbringen, aber auch Unterstützerinnen 
und Unterstützer, die beispielsweise an von der 
Initiative angemeldeten Demonstrationen oder 
Versammlungen teilnehmen, aber selbst kei-
ne freiwilligen Aufgaben wie das Organisieren 
von Veranstaltungen übernehmen und daher 
nicht freiwillig engagiert sind. Das bedeutet, alle 
Personen, die sich im Bereich der politischen 
Partizipation freiwillig engagieren, sind auch 
zivilgesellschaftlich aktiv, aber nicht alle zivil-
gesellschaftlich aktiven Personen sind freiwillig 
engagiert. 
An welche individuellen Voraussetzungen ist 
die politische Partizipation geknüpft? Notwendig 
ist das Interesse für politische Belange sowie die 
Überzeugung, selbst etwas politisch verändern 
zu können. Personen müssen außerdem einen 
Gestaltungs- beziehungsweise Mitbestimmungs-
willen haben (Bödeker 2012a). Darüber hinaus 
setzt politische Partizipation voraus, auf mehr 
oder weniger umfangreiche individuelle Res-
sourcen zurückgreifen zu können. Personen 
müssen beispielsweise wissen, wo und wie sie 
ihre Interessen einbringen können, sie müssen 
die notwendigen sozialen Kontakte haben oder 
diese knüpfen können, und es müssen genügend 
zeitliche und teilweise auch finanzielle Ressour-
cen vorhanden sein. An die politische Partizi-
pation sind also ganz ähnliche Voraussetzungen 
geknüpft wie an andere Formen der gesellschaft-
lichen Teilhabe. Auch die politische Partizipati-
on variiert stark mit Einkommen und Bildung, 
wobei Personen mit höherem Einkommen und 
höherer Bildung im Durchschnitt auch höhere 
Partizipationsraten zeigen (Bödeker 2012b).
Neben solchen Bildungsunterschieden wer-
den in der Literatur auch Geschlechterunter-
schiede diskutiert, wobei Frauen etwas geringere 
Partizipationsraten aufweisen als Männer (West-
le 2001). Die Gründe, die hierfür angeführt wer-
den können, sind vielfältig: So verfügen Frauen 
durchschnittlich seltener über partizipations-
relevante Voraussetzungen wie beispielsweise 
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entsprechende, durch die Erwerbstätigkeit ver-
mittelte, soziale Kontakte als Männer. Darüber 
hinaus kann die stärkere zeitliche Beanspru-
chung von Frauen im Sinne einer Doppelbelas-
tung durch Familie und Beruf eine Rolle spielen. 
Zusätzlich können insbesondere bei älteren 
Geburtsjahrgängen Unterschiede in der Sozia-
lisation bedeutsam sein, die Frauen traditionell 
die Rolle der helfenden Person und Männern die 
Rolle der politisch aktiven und mächtigen Person 
zudachte (Cornelissen 1993). Schließlich ist es 
möglich, dass insbesondere bei institutionalisier-
ten Formen der politischen Beteiligung Frauen 
nach wie vor stärkere Vorbehalte entgegenge-
bracht werden als Männern, sodass es für Frauen 
schwieriger ist, mit gleicher Selbstverständlich-
keit in der Politik zu agieren wie Männer (Westle 
2001: 164). 
Darüber hinaus wurde davon ausgegangen, 
dass Jüngere stärker als Ältere zu nicht-institu-
tionalisierten, alternativen Partizipations- und 
Protestformen neigen. Neuere Untersuchungen 
zeigen jedoch, dass die Beteiligung Jüngerer an 
Unterschriftensammlungen, Demonstrationen 
und Bürgerinitiativen nicht höher ist als im 
Bevölkerungsdurchschnitt – diese Formen der 
Partizipation gehören mittlerweile zu den etab-
lierten politischen Beteiligungsformen aller Bür-
gerinnen und Bürger (Weßels 2013: 365). 
Im Folgenden soll beantwortet werden, zu 
welchen Anteilen welche Bevölkerungsgruppen 
in unterschiedlichen Formen partizipieren. Im 
Einzelnen wird diesen Fragen nachgegangen:
1. Wie hoch ist der Anteil der Menschen, die 
sich schon einmal an einer Unterschriften-
sammlung beziehungsweise einer Online-Pe-
tition beteiligt haben? Wie unterscheiden sich 
Frauen und Männer, Jüngere und Ältere sowie 
unterschiedliche Bildungsgruppen hinsicht-
lich der Beteiligung?
2. Wie hoch ist der Anteil derer, die schon ein-
mal an einer Demonstration teilgenommen 
haben? Welche Unterschiede in der Beteili-
gung zeigen sich nach Geschlecht, Alters- und 
Bildungsgruppen?
3. Wie hoch ist der Anteil der Personen, die 
schon einmal bei einer Bürgerinitiative mit-
gemacht haben? Wie unterscheidet sich die 
Teilnahme an einer Bürgerinitiative nach 
Geschlecht, nach Altersgruppen sowie nach 
Bildung?
4. Wie hoch ist der Anteil derer, die schon ein-
mal ein politisches Amt oder anderweitig 
politische Verantwortung übernommen ha-
ben? Welche Unterschiede zeigen sich nach 
Geschlecht, Alters- und Bildungsgruppen?
5. Wie hoch ist der Anteil derer, die sich ledig-
lich in einer oder aber in mehreren Formen 
politisch beteiligt haben?
6.2 Datengrundlage
Die in diesem Kapitel berichteten Befunde ba-
sieren auf gewichteten Analysen. Für die Ge-
wichtung wurden in allen Erhebungsjahren 
dieselben Gewichtungsmerkmale berücksichtigt. 
Dabei handelt es sich um die Designgewichtung, 
die sich auf die Auswahlwahrscheinlichkeit ei-
ner Person bezieht (Haushaltsgröße, Zahl der 
Festnetznummern und, nur für das Jahr 2014, 
auch die Zahl der Mobilfunknummern) und 
Gewichtungsmerkmale, die Abweichungen der 
Stichprobenverteilung von der Grundgesamtheit 
in bestimmten Dimensionen ausgleichen (Bun-
desland, Gemeindegrößenklassen, Geschlecht, 
Altersgruppen). Von einer Hinzunahme weiterer 
Gewichtungsmerkmale wie etwa des Bildungs-
standes haben wir abgesehen, um die Vergleich-
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barkeit mit den bisher veröffentlichten Berichten 
zu erhalten.
Im Deutschen Freiwilligensurvey 2014 wur-
den vier Formen der politischen Partizipation 
mit unterschiedlichem Verpflichtungsgrad erho-
ben: 
Es gibt verschiedene Möglichkeiten, politisch aktiv 
zu sein. Welche der folgenden Dinge haben Sie be-
reits getan? Haben Sie schon einmal ein politisches 
Amt oder anderweitig politische Verantwortung 
übernommen? Haben Sie schon einmal bei Unter-
schriftensammlungen oder Online-Petitionen für 
politische Ziele unterschrieben? Haben Sie schon 
einmal an einer Demonstration teilgenommen? 
Haben Sie schon einmal bei einer Bürgerinitiative 
mitgemacht? 
Die Antwortmöglichkeiten lauteten jeweils ‚ja‘ 
und ‚nein‘, Mehrfachnennungen waren möglich. 
Personen konnten also beispielsweise angeben, 
dass sie sowohl an einer Bürgerinitiative teilge-
nommen als auch bei einer Unterschriftensamm-
lung unterschrieben haben. Ein politisches Amt 
kann im Rahmen einer freiwilligen Tätigkeit 
übernommen worden sein, es kann sich aber 
auch um die bezahlte Tätigkeit einer Berufspo-
litikerin oder eines Berufspolitikers handeln. Im 
Freiwilligensurvey ist den Befragten überlassen, 
einzuschätzen, ob sie auch eine berufliche Tä-
tigkeit als Übernahme eines politischen Amtes 
angeben oder nur eine solche ehrenamtliche Tä-
tigkeit, wobei die Zahl der Berufspolitikerinnen 
und -politiker in Deutschland viel geringer ist als 
die Zahl der freiwillig Engagierten in politischen 
Ämtern. 
Die Ergebnisse werden im Folgenden zunächst 
absteigend nach der Häufigkeit der Nennungen 
präsentiert. Daran anschließend werden die Er-
gebnisse kumuliert berichtet, um darzustellen, 
über wie viele Formen sich Personen politisch 
beteiligen. Da es sich um eine Retrospektivfrage 
handelt („Haben Sie schon einmal…?“), in der 
obwohl es nicht explizit genannt ist, ein Zeit-
fenster festgelegt ist, dass jeweils die gelebten 
Jahre umfasst, interpretieren wir die Ergebnisse 
dergestalt, dass die Befragten jeweils über ihren 
gesamten bisherigen Lebenslauf betrachtet Aus-
kunft geben. Somit haben ältere Befragte allein 
aufgrund der Zahl ihrer Lebensjahre eine hö-
here Wahrscheinlichkeit, die eine oder andere 
Form der politischen Partizipation ausgeübt zu 
haben. Eine grundsätzliche Mindestaltersgrenze 
für die politische Partizipation existiert nicht, 
es ist jedoch davon auszugehen, dass politisches 
Interesse bereits in der Jugend und frühen Er-
wachsenenphase entsteht, was sich auch in der 
Diskussion um eine mögliche Absenkung des 
Wahlalters von derzeit in der Regel 18 Jahren 
auf 16 Jahre zeigt (derzeit liegt das Wahlalter 
nur bei Landtagswahlen in Brandenburg und 
Bürgerschaftswahlen in Bremen bei 16 Jahren, 
sowie bei einigen Kommunalwahlen, nicht aber 
bei der Bundestagswahl). Für die Interpretation 
der Ergebnisse in diesem Kapitel ist von Bedeu-
tung, dass ein längeres Zeitfenster wie in der Re-
trospektivbefragung grundsätzlich zu höheren 
Anteilen führt als ein kürzeres Zeitfenster, wie 
etwa die letzten zwölf Monate, das bei der Erhe-
bung des freiwilligen Engagements oder aber der 
Geldspenden im Freiwilligensurvey angewendet 
wird.
6.3 Beteiligung an unterschriftensammlungen und 
Online­Petitionen
In Deutschland können Menschen regelmäßig 
ihren politischen Willen äußern, etwa indem sie 
eine Unterschriftensammlung beziehungsweise 
eine Online-Petition für oder gegen eine Sache 
unterzeichnen (Jungherr & Jürgens 2011). Die 
Unterschriftensammlung ist von den hier un-
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tersuchten Partizipationsformen die mit 43,4 
Prozent am häufigsten in der Wohnbevölkerung 
Deutschlands verbreitete Form der Beteiligung 
(Abbildung 6-1a). Die technische Verfügbarkeit 
von Online-Plattformen erleichtert zudem, so-
wohl eine Unterschriftensammlung zu initiieren 
als auch an einer solchen teilzunehmen, beson-
ders im Vergleich zum Erstellen und Einsam-
meln von Papierlisten. 
abbildung 6­1: anteile derer, die sich schon einmal an einer unterschriftensammlung oder einer  
Online­Petition beteiligt haben, 2014, a) gesamt, nach geschlecht und nach alter, b) nach Bildung












































Von den Männern haben 44,2 Prozent mindes-
tens einmal bei einer Unterschriftensammlung 
unterschrieben oder eine Online-Petition un-
terzeichnet, bei den Frauen sind es 42,5 Prozent. 
Der Geschlechterunterschied ist bei dieser Form 
der politischen Partizipation, die lediglich einen 
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geringen Zeiteinsatz für Information, Meinungs-
bildung und Unterschrift erfordert, nur sehr 
gering ausgeprägt, aber statistisch signifikant. 
Deutlich größere und ebenfalls signifikante Un-
terschiede zeigen sich zwischen den Altersgrup-
pen: Anteilig am häufigsten haben die 50- bis 
64-Jährigen bei einer Unterschriftensammlung 
mitgemacht, jede beziehungsweise jeder Zweite 
dieser Altersgruppe hat sich an einer solchen in 
der Vergangenheit schon einmal beteiligt – und 
nicht die Personen im Alter von 65 und mehr 
Jahren, bei denen man aufgrund der Zahl ihrer 
Lebensjahre einen noch höheren Anteil erwarten 
könnte: Mit 37,1 Prozent ist der Anteil bei der äl-
testen Altersgruppe sogar unterdurchschnittlich. 
Dies könnte auch daran liegen, dass diese Form 
der politischen Partizipation in Deutschland erst 
seit Ende der 1950er Jahre an Bedeutung gewon-
nen hat, im Zuge der sogenannten partizipatori-
schen Revolution (Weßels 2013). Von den 30- bis 
49-Jährigen haben bereits 46,9 Prozent schon 
einmal an einer Unterschriftensammlung teilge-
nommen, von den 14- bis 29-Jährigen waren es 
bisher 37,3 Prozent. 
Personen mit hoher Bildung beteiligen sich 
darüber hinaus viel häufiger als Personen mit 
niedriger und mit mittlerer Bildung an Unter-
schriftensammlungen beziehungsweise On-
line-Petitionen. Von den Personen mit niedriger 
Bildung haben lediglich 26,0 Prozent teilgenom-
men, von den Personen mit mittlerer Bildung 
39,0 Prozent und von den Personen mit hoher 
Bildung 57,8 Prozent (Abbildung 6-1b). Die Bil-
dungsunterschiede sind also, wie auch in ande-
ren Studien belegt, wesentlich größer als etwa die 
Unterschiede zwischen den Altersgruppen (vgl. 
Böhnke 2011; Jörke 2011). 
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6.4 Beteiligung an Demonstrationen
Neben der Interessensbekundung durch Unter-
schriftensammlung ist die Teilnahme an einer 
Demonstration eine Möglichkeit, die eigene 
Position für oder gegen eine Sache deutlich zu 
machen. Etwa ein Drittel der Wohnbevölkerung 
ab 14 Jahren hat schon einmal an einer Demons-
tration teilgenommen (Abbildung 6-2a). Bei den 
Frauen ist der Anteil mit 29,2 Prozent insgesamt 
etwas niedriger als bei den Männern mit 35,3 
Prozent. Ein solcher Geschlechterunterschied 
hinsichtlich der Beteiligung an Demonstrationen 
findet sich in allen Altersgruppen mit Ausnahme 
der jüngsten: Hier sind die Teilnahmeraten für 
Frauen (27,2 Prozent) signifikant höher als für 
Männer (26,2 Prozent; Tabelle  6-2 im Online- 
Anhang). 
Wie bei der Unterschriftensammlung ist 
auch bei der Demonstrationsteilnahme die Al-
tersgruppe der 50- bis 64-Jährigen diejenige mit 
dem höchsten Anteil bislang politisch aktiver 
Personen: 39,0 Prozent dieser Altersgruppe ha-
ben schon einmal an einer Demonstration teil-
genommen. Bei den 30- bis 49-Jährigen waren 
es bereits 34,9 Prozent und bei den Personen 
im Alter von 65 und mehr Jahren lediglich 26,1 
Prozent. Die größten Unterschiede zeigen sich 
wiederum zwischen den Bildungsgruppen: Von 
den Personen mit niedriger Bildung haben le-
diglich 18,4 Prozent schon einmal an einer De-
monstration teilgenommen, von den Personen 
mit hoher Bildung waren es jedoch 45,2 Prozent 
(Abbildung 6-2b). Obwohl Personen anteilig ins-
gesamt häufiger bei Unterschriftensammlungen 
mitmachen als bei Demonstrationen – Letztere 
sind an konkrete Orte und Termine gebunden 
und somit weniger flexibel für Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer –, handelt es sich um vergleich-
bare Phänomene der politischen Partizipation in 
Form der demonstrativen Demokratie, bei denen 
die eigene Meinung geäußert wird. Zudem wei-
sen die Unterschiede in den Anteilen zwischen 
den Bevölkerungsgruppen dieselben Muster auf. 
abbildung 6­2: anteile derer, die schon einmal an einer Demonstration teilgenommen haben, 2014,  
a) gesamt, nach geschlecht und nach alter, b) nach Bildung
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6.5 Beteiligung an Bürgerinitiativen
Bei einer Bürgerinitiative machen Menschen 
mit, die ein konkretes Ziel unterstützen, bei-
spielsweise um den Bau eines Bahnhofs oder den 
Abriss eines Baudenkmals zu verhindern, oder 
etwa den Schutz und den Erhalt einer sozialen 
Einrichtung zu erreichen. Eines der bekanntes-
ten Beispiele aus jüngerer Zeit sind sicherlich die 
vielen Initiativen, die gegen den Umbau des 
Stuttgarter Hauptbahnhofs ‚Stuttgart 21‘ gerich-
tet sind, wie die Bürgerinitiative ‚Leben in Stutt-
gart‘ 6 (Gabriel, Schoen & Faden-Kuhne 2014). 
Über das konkrete Ziel hinaus lassen sich Bürge-
rinitiativen dadurch charakterisieren, dass sie 
kurzfristig eine große Zahl von Anhängerinnen 
und Anhängern mobilisieren, und sie nach ge-
fällten Entscheidungen, unabhängig ob im Ein-
klang mit den Zielen der Initiative oder nicht, 
von den Organisatoren meist zügig wieder aufge-
löst werden. Allerdings gibt es mit längerfristig 
bestehenden Bürgerinitiativen auch Ausnahmen, 
die ein überregionales politisches Programm 
verfolgen wie die Anti-Atomkraft-Bewegung 
(Pötzsch 2009). Häufig gibt die persönliche Be-
troffenheit Anlass, eine Bürgerinitiative zu grün-
den oder auch zu unterstützen (Trumann 2013). 
An einer Bürgerinitiative haben sich bereits 22,5 
Prozent der Wohnbevölkerung Deutschlands ab 
14 Jahren beteiligt; wobei sich die Anteile von 
Frauen und Männern nicht signifikant vonein-
ander unterscheiden (Abbildung 6-3a). 
abbildung 6­3: anteile derer, die sich schon einmal an einer Bürgerinitiative beteiligt haben, 2014, a) gesamt, 
nach geschlecht und nach alter, b) nach Bildung
















































Wie bei den anderen betrachteten Formen der 
politischen Partizipation sind es auch hier die 
50- bis 64-Jährigen, die sich über ihren bisheri-
gen Lebenslauf betrachtet anteilig am häufigsten 
beteiligt haben; 28,0 Prozent in dieser Alters-
gruppe haben in der Vergangenheit bei einer 
Bürgerinitiative mitgemacht beziehungsweise 
machen derzeit dort mit. In den anderen Alters-
gruppen ist der Anteil geringer, am niedrigsten 
ist der Anteil bei den 14- bis 29-Jährigen, von 
denen bislang lediglich 14,9 Prozent an einer 
Bürgerinitiative beteiligt waren. Wiederum zei-
gen sich die größten Unterschiede zwischen den 
Bildungsgruppen. Während von den Personen 
mit niedriger Bildung 15,5 Prozent bei einer 
Initiative mitgemacht haben, waren es bei Perso-
nen mit hoher Bildung 28,1 Prozent (Abbildung 
6-3b). Diese Bildungsdifferenzen zeigen sich in 
allen Altersgruppen und sowohl bei Frauen als 
auch bei Männern, der Unterschied ist allerdings 
bei Frauen etwas stärker ausgeprägt. Während 
die Anteile derer, die schon einmal bei einer 
Bürgerinitiative mitgemacht haben, bei höher-
gebildeten Frauen (28,4 Prozent) und Männern 
(27,8 Prozent) nahezu gleich sind, unterschei-
den sich die geschlechterspezifischen Raten bei 
den Niedriggebildeten deutlicher: Frauen dieser 
Bildungsgruppe haben sich zu 14,0 Prozent be-
reits an einer Bürgerinitiative beteiligt, Männer 
zu 17,1 Prozent. Das bedeutet: Die Differenz in 
der Beteiligung zwischen niedrig- und hochge-
bildeten Männern beträgt 10,7 Prozentpunkte, 
bei den Frauen liegt sie mit 14,4 Prozentpunkten 
noch etwas darüber (siehe Tabelle 6-3 im Online- 
Anhang). Somit haben Personen mit niedriger 
Bildung weniger Möglichkeiten, ihre politischen 
Standpunkte zu bekunden und an Planungs- und 
Entscheidungsprozessen mitzuwirken. 
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6.6 übernahme politischer Ämter
Politische Ämter zu übernehmen ist eine Form 
der politischen Partizipation mit einem hohen 
Verpflichtungsgrad. An dieser Stelle betrachten 
wir, wer in der Vergangenheit diese Form der po-
litischen Partizipation ausgeübt hat beziehungs-
weise diese derzeit ausübt. Dabei handelt es sich 
anders als bei den bisher betrachteten Partizipa-
tionsformen in der Regel um eine Art des freiwil-
ligen Engagements (wenn das Amt ehrenamtlich 
ausgeübt wird) oder aber um eine bezahlte Tä-
tigkeit. Politische Ämter sind vielleicht am be-
kanntesten auf der Ebene der Bundes- und Lan-
despolitik, wo sie meist von Berufspolitikerinnen 
und -politikern ausgeübt werden und mit pro-
minenten Gesichtern wie Bundeskanzlerin oder 
Bundeskanzler und Ministerpräsidentinnen und 
-präsidenten in Verbindung gebracht werden. 
Am häufigsten werden politische Ämter jedoch 
in der Kommunalpolitik und zwar in der Regel 
als Ehrenamt ausgeübt (Reiser 2011). Beispiele 
für öffentliche Ämter sind hier das Bürgermeis-
ter- sowie das Abgeordnetenamt in Stadtparla-
menten oder Kreistagen. Naßmacher (2011) be-
tont die besondere Bedeutung der kommunalen 
Ebene, die unter anderem darin besteht, dass die 
Kommunen Orte der Elitesozialisation sind. Das 
heißt, hier werden Personen erstmalig für politi-
sche Ämter ausgewählt und an die Übernahme 
weiterer Aufgaben herangeführt. Gleichzeitig 
weist Naßmacher darauf hin, dass es schwierig 
ist, genügend geeignete Personen zu finden, die 
bereit sind, etwa die Arbeit in den Gemeinderä-
ten zu übernehmen. Schließlich müssten diese 
auch jede Menge Kritik durch die Bürgerinnen 
und Bürger einstecken können, denn heute wür-
den die Entscheidungen der Gewählten immer 
stärker kritisiert werden (Naßmacher 2011: 12). 
Von der Wohnbevölkerung im Alter von 14 
und mehr Jahren in Deutschland hat ein Anteil 
von 8,7 Prozent mindestens einmal im Leben ein 
politisches Amt übernommen. Bei den Frauen 
ist der Anteil mit 6,8 Prozent kleiner als bei den 
Männern mit 10,8 Prozent (Abbildung 6-4a). 
Männer sind somit vergleichsweise häufiger im 
Rahmen eines politischen Amtes tätig als Frauen. 
In einer aktuellen Studie über Kommunalpoliti-
kerinnen, die im Auftrag des Bundesministeri-
ums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend 
durchgeführt wurde, wird ein solcher Geschlech-
terunterschied ebenfalls festgestellt (Kletzing & 
Lukoschat 2014). Insbesondere vor dem Gebot 
der Gleichstellung ist ein solcher Unterschied 
kritisch zu diskutieren. 
Bezüglich der Übernahme eines politischen 
Amtes zeigen sich zudem zwischen den Alters-
gruppen deutliche Unterschiede, wobei Perso-
nen im Alter von 65 und mehr Jahren bereits 
anteilig am häufigsten ein politisches Amt aus-
gefüllt haben: 12,8 Prozent dieser Altersgruppe 
und 11,7 Prozent der 50- bis 64-Jährigen haben 
schon einmal ein politisches Amt ausgeübt oder 
anderweitig politische Verantwortung über-
nommen. Die entsprechenden Anteile bei den 
jüngeren Altersgruppen sind mit 4,7 Prozent 
der 14- bis 29-Jährigen und mit 5,9 Prozent der 
30- bis 49-Jährigen deutlich geringer. In der Tat 
gelten für einige politische Ämter nach wie vor 
Mindestaltersgrenzen. Das wohl prominenteste 
Beispiel ist die im Grundgesetz festgelegte Min-
destaltersgrenze von 40 Jahren für die Wahl zur 
Bundespräsidentin beziehungsweise zum Bun-
despräsidenten. Für die meisten Ämter auf zum 
Beispiel kommunaler und Bundesebene gelten 
dagegen verschiedene Altersgrenzen, teils ist ein 
Mindestalter von 23 Jahren (etwa für das Bür-
germeisteramt in Niedersachsen), von 25 Jahren 
(etwa für das Bürgermeisteramt in Brandenburg) 
oder 27 Jahren (etwa für das Bürgermeisteramt 
in Schleswig-Holstein) vorgesehen. Im Übrigen 
sind in den Gemeindeordnungen auch häufig 
Höchstaltersgrenzen für diese Ämter festge-
schrieben, in Baden-Württemberg, Bayern und 
Rheinland-Pfalz liegt diese beispielsweise bei 65 
Jahren. Über die Notwendigkeit zur Neuregelung 
(im Sinne einer Verschiebung der Höchstalters-
grenzen nach oben oder einer Flexibilisierung 
beziehungsweise Abschaffung der Altersgren-
zen) wird in vielen Bereichen der politischen 
Politische Partizipation | 211
Ämter, aber auch der Ehrenämter diskutiert. 
Einerseits haben Altersgrenzen strukturierende 
Funktionen, die für Kommunen und Individuen 
von Vorteil sein können, andererseits sind sie 
möglicherweise zu starr und altersdiskriminie-
rend (Zeman 2010). 
abbildung 6­4: anteile derer, die schon einmal ein politisches amt übernommen haben, 2014, a) gesamt, 
nach geschlecht und nach alter, b) nach Bildung









































Bildungsunterschiede, die sich schon bezüglich 
des Mitmachens bei der politischen Meinungsbe-
kundung zeigten, wirken bei der Ausübung eines 
konkreten politischen Amtes fort: Während 11,8 
Prozent der Personen mit hoher Bildung schon 
einmal ein politisches Amt übernommen haben, 
sind es bei den Personen mit niedriger Bildung 
lediglich 6,2 Prozent. Am kleinsten ist der Anteil 
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mit 4,4 Prozent bei den Schülerinnen und Schü-
lern, was mit dem geringen Anteil in der jüngsten 
Altersgruppe korrespondiert. Durch ihr jüngeres 
Lebensalter hatten Schülerinnen und Schüler 
bislang weniger Gelegenheiten, politische Ver-
antwortung zu übernehmen. Zu berücksichtigen 
ist außerdem, dass für politische Ämter im enge-
ren Sinne in der Regel ein Mindestalter von 18 
Jahren gilt, das die meisten der Schülerinnen und 
Schüler noch nicht erreicht haben. 
6.7 Politisch partizipieren in verschiedenen Formen
Betrachtet man die vier untersuchten Partizi-
pationsformen gemeinsam, zeigt sich, dass sich 
eine Mehrheit aller in Deutschland lebenden 
Personen im Alter ab 14 Jahren auf mindes-
tens eine Art beteiligt hat. Von allen Personen 
im Alter ab 14 Jahren haben sich 58,2 Prozent 
in mindestens einer der vier hier untersuchten 
Formen politisch beteiligt (Abbildung 6-5a). Ein 
Viertel hat sich lediglich in einer Form beteiligt. 
Etwa ein Drittel aller Personen hat sogar schon 
auf verschiedene Arten und Weisen politisch 
partizipiert, mehr als jede beziehungsweise jeder 
Achte hat sogar drei und mehr Partizipationsfor-
men genannt. 
Gruppenspezifisch zeigen sich hier ganz ähnli-
che Partizipationsmuster wie schon in der Ein-
zelbetrachtung: Frauen partizipieren seltener 
überhaupt und seltener in mehreren Formen 
als Männer. Hinsichtlich des Alters zeigen sich 
die höchsten Partizipationsraten bei Personen 
zwischen 50 und 64 Jahren. Die niedrigsten Par-
tizipationsraten zeigen sich aufgrund ihres noch 
jungen Alters bei den Schülerinnen und Schü-
lern, aber auch Niedriggebildete partizipieren zu 
wesentlich geringeren Anteilen überhaupt und 
in unterschiedlichen Formen als Personen mit 
mittlerer Bildung und – noch deutlicher – als 
Hochgebildete.
abbildung 6­5: anteile derer, die sich in einer oder mehreren politischen Form(en) beteiligt haben, 2014,  
a) gesamt, nach geschlecht und nach alter, b) nach Bildung























































































Was bedeuten die gezeigten Befunde für die 
Demokratie? Zunächst einmal ist festzustellen, 
dass Bürgerinnen und Bürger über verschie-
dene Wege am politischen Leben teilnehmen. 
Verbreitete Formen sind – wenn man die Betei-
ligung über den gesamten bisherigen Lebenslauf 
betrachtet: die Teilnahme an Unterschriften-
sammlungen, an Demonstrationen und an Bür-
gerinitiativen. Diese hier betrachteten Formen 
sind weit verbreitet, allerdings nicht so verbrei-
tet wie die Beteiligung an Wahlen. So lag die 
Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2013 
laut Bundeswahlleiter bei 71,5 Prozent. Am sel-
tensten übernehmen Menschen dagegen selbst 
politische Ämter. 
Insgesamt haben sich bereits 58,2 Prozent 
der Wohnbevölkerung ab 14 Jahren in mindes-
tens einer der vier hier untersuchten Formen 
politisch beteiligt. Dies bedeutet aber auch, 
dass sich mehr als zwei Fünftel bislang weder 
über  Bürgerinitiativen, noch über Unterschrif-
tensammlungen, Demonstrationen oder die 
Übernahme  eines Amtes am politischen Leben 
beteiligt haben. 
Die Altersgruppe der 50- bis 64-Jährigen hat die 
höchsten Beteiligungsquoten an Unterschriften-
sammlungen, Demonstrationen und Bürgerin-
itiativen. 11,7 Prozent dieser Altersgruppe und 
12,8 Prozent der Personen im Alter von 65 und 
mehr Jahren haben schon einmal ein politisches 
Amt ausgeübt oder anderweitig politische Ver-
antwortung übernommen. Die entsprechenden 
Anteile bei den jüngeren Altersgruppen sind 
deutlich geringer. Allerdings wissen wir durch die 
Retrospektivbefragung nicht, wie alt die befrag-
ten Personen tatsächlich waren, als sie dergestalt 
partizipierten, und auch nicht, ob sie nur einmal 
oder über einen längeren Zeitraum in ihrem Le-
benslauf politisch aktiv waren. Es lässt sich hier 
lediglich schlussfolgern, dass die 50- bis 64-Jähri-
gen in ihrem bisherigen Leben aktiver waren als 
die jüngeren Altersgruppen. Allerdings ist eine 
mögliche gleich hohe Beteiligung der heutigen 
Jüngeren in Zukunft davon unbenommen.
Frauen beteiligen sich zu geringeren Anteilen 
politisch als Männer. Große Differenzen finden 
sich bei der Teilnahme an Demonstrationen 
und bei der Übernahme politischer Ämter. Dies 
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kann auf unterschiedliche Faktoren zurückzu-
führen sein (Kletzing & Lukoschat 2014): Zum 
einen können für alle Formen der politischen 
Partizipation Effekte geschlechtsspezifischer 
Sozialisation bedeutsam sein (‚Sozialisationsthe-
se‘): Frauen entwickeln ein geringeres politisches 
Interesse als Männer, da unsere politische Kultur 
und unsere politischen Institutionen männlich 
dominiert sind. Zum anderen unterscheiden 
sich die strukturellen Voraussetzungen und Res-
sourcen von Frauen und Männern nach wie vor 
häufig. Frauen verfügen zum Beispiel über im 
Durchschnitt schlechtere berufliche Positionen 
und damit verbundene Kontakte, um ein poli-
tisches Amt zu übernehmen als Männer (‚Sozi-
alstrukturthese‘). Darüber hinaus haben Frauen 
aufgrund der geschlechtsspezifischen Arbeits-
teilung ein geringeres Zeitbudget für politische 
Ämter und andere Formen politischer Betei-
ligung als Männer (‚Abkömmlichkeitsthese‘). 
Schließlich können Diskriminierungsprozesse 
eine Rolle spielen, beispielsweise wenn Frauen 
bei der Rekrutierung für politische Ämter be-
nachteiligt werden (‚Diskriminierungsthese‘) 
oder sie bei Wahlen für politische Ämter gerin-
gere Chancen haben als Männer (‚Wahlbenach-
teiligungsthese‘). 
Lediglich bei der Beteiligung in Bürgerinitia-
tiven sind die Partizipationsraten von Frauen und 
Männern gleich. Dies könnte damit zu erklären 
sein, dass für die Beteiligung an Bürgerinitiati-
ven häufig die lokale Betroffenheit durch einen 
Sachverhalt sowie die zeitliche Begrenztheit aus-
schlaggebend ist. Diese ist für Frauen und Män-
ner in der Regel gleichermaßen gegeben, und 
könnte zumindest kurzfristig etwa geschlechts-
spezifische Effekte der beruflichen Netzwerke 
und der Rekrutierung für politische Ämter über-
schreiben. Von einer langfristigen Angleichung 
der politischen Beteiligung zwischen Frauen und 
Männer ist allerdings nicht auszugehen, da bei 
den jüngeren Altersgruppen Geschlechterunter-
schiede ebenso zu beobachten sind wie bei den 
älteren. Zudem ist insbesondere in Bezug auf be-
rufliche Karrieren auch auf die Wechselwirkun-
gen zwischen den Lebensbereichen hinzuweisen, 
so kann die erfolgreiche Ausübung eines politi-
schen Amtes nicht nur eine berufliche Erfahrung 
voraussetzen, sondern eben auch zu beruflichen 
Erfolgen in anderen Bereichen beitragen und 
die Geschlechterungleichheit erhöhen. Die un-
terdurchschnittlichen politischen Partizipati-
onschancen der Frauen werden übrigens auch 
anhand der Engagementquoten im Bereich Poli-
tik und politische Interessenvertretung deutlich. 
Mit fünf Prozent sind Männer anteilig doppelt so 
häufig in diesem Bereich freiwillig engagiert wie 
Frauen (siehe Kapitel 3). 
Besonders auffällig sind die starken Bildungs-
unterschiede: Alle Partizipationsformen sind bei 
Personen mit hoher Schulbildung weiter ver-
breitet als bei jenen mit mittlerer oder niedriger 
Bildung. Während sich beispielsweise mehr als 
die Hälfte der Personen mit hoher Bildung schon 
einmal an einer Unterschriftensammlung betei-
ligt hat, hat dies von den Personen mit niedriger 
Bildung nur etwa jede beziehungsweise jeder 
Vierte schon einmal getan. Ein politisches Amt 
hat etwa jede achte Person mit hoher Bildung 
schon einmal ausgeübt, bei den Niedriggebilde-
ten ist es nur jede dreiundzwanzigste Person. Es 
zeigt sich somit einmal mehr, dass die politische 
Beteiligung an Voraussetzungen geknüpft ist. 
Neben dem Interesse für politische Belange sind 
die Überzeugung notwendig, selbst etwas poli-
tisch verändern zu können, sowie tatsächliche 
Möglichkeiten zur Mitsprache und Einflussnah-
me. Diese variieren stark mit dem sozialen Sta-
tus einer Person, wie die nach Bildungsniveaus 
aufgeschlüsselten Ergebnisse zeigen. Genau aus 
diesem Grund werden insbesondere Bürgerin-
itiativen als Form der direkten Demokratie be-
ziehungsweise der deliberativen Demokratie teils 
auch kritisiert: Sie rekrutieren mehrheitlich Per-
sonen aus der oberen Mittelschicht, gleichzeitig 
vertreten sie teilweise lokale Minderheitsinter-
essen gegen Mehrheitsinteressen und beanspru-
chen Entscheidungskompetenzen, die eigentlich 
nur demokratisch gewählten Vertreterinnen und 
Vertretern zukommen (Pötzsch 2009). Die Inte-
ressen von Personen mit niedriger Bildung wer-
den bei solchen direktdemokratischen Verfahren 
Politische Partizipation | 215
möglicherweise nicht gleichberechtigt gehört 
und berücksichtigt (Geißel 2015). Dies ist ins-
besondere deshalb diskussionswürdig, weil die 
Intention einer verbesserten Bürgerbeteiligung 
durchaus in der Stärkung der Demokratie liegt, 
der nichtintendierte Nebeneffekt einer Verschär-
fung der sozialen Ungleichheit in der politischen 
Partizipation jedoch auch das Gegenteil bewir-
ken könnte (Schäfer & Schoen 2013).
Unter dem Gesichtspunkt des Grundsatzes 
politischer Gleichheit erscheinen diese unglei-
chen Partizipationsraten durchaus problema-
tisch: „Die ungleiche Teilhabe an politischen 
Prozessen untergräbt das demokratische Ideal 
politischer Gleichheit, das die gleiche Berücksich-
tigung von Interessen der Bevölkerung fordert“ 
(Bödeker 2012a: 6). Beteiligen sich dagegen nur 
ausgewählte Bevölkerungsgruppen wie Höher-
gebildete aus der oberen Mittelschicht, so ist die 
Wahrscheinlichkeit groß, dass deren Interessen 
stärker in politischen Reformen berücksichtigt 
werden, als die derjenigen, die sich weniger stark 
in politische Prozesse einbringen. Es ist daher zu 
überlegen, wie die politische Beteiligung gerade 
von Personen mit geringen sozioökonomischen 
Ressourcen besser gefördert werden kann, etwa 
die Beteiligung von Frauen mit geringer Bildung. 
Sinnvoll sind hier sicherlich das frühzeitige Stär-
ken des politischen Interesses und das Erlernen 
politischer Zusammenhänge und Hintergründe 
im Rahmen von Schule und Ausbildung. Darü-
ber hinaus scheint es wichtig, Barrieren zur poli-
tischen Partizipation für benachteiligte Gruppen 
abzubauen. Die stärkere Einbeziehung von Bür-
gerinnen und Bürgern in kommunale und lokale 
politische Planungs- und Entscheidungsprozesse 
könnte das politische Interesse auch bislang eher 
politikferner Personen sowie die Überzeugung, 
selbst an politischen Entscheidungen mitwirken 
zu können, befördern. 
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